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Knapp 120.000 Menschen, die zuvor nicht krankenversi-
chert waren, haben zwischen April 2007 und September
2008 wieder Versicherungsschutz gefunden. Das haben Pro-
fessor Stefan Greß, Anke Walendzik und Professor Jürgen
Wasem in einer neuen, von der Hans-Böckler-Stiftung geför-
derten Untersuchung ermittelt.* Damit zeigen die ersten bei-
den Stufen der allgemeinen Versicherungspflicht in Deutsch-
land Wirkung: Im 1. Quartal 2007, unmittelbar bevor die
neue Regelung in Kraft trat, lebten in der Bundesrepublik
rund 211.000 Menschen ohne Absicherung im Krankheits-
fall. Und seit Mitte der 90er-Jahre war die Zahl der Nicht-

Versicherten kontinuierlich gewachsen, wie die Gesundheits-
ökonomen an der Hochschule Fulda und der Universität
Duisburg-Essen 2005 in einer Vorläuferstudie herausgear-
beitet hatten. 

Pflicht für beide Seiten. Die große Koalition hat die Versi-
cherungspflicht als Reaktion auf diese Tendenz in ihr „GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetz“ aufgenommen. Sie bindet 
Bürger und Versicherer gleichermaßen: Alle Einwohner der
Bundesrepublik werden gesetzlich verpflichtet, eine Kran-
kenversicherung abzuschließen. Das gilt jetzt schon für alle
Menschen, die sich in der gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) versichern müssen, also für die meisten Arbeiter und
Angestellten. Ab Januar 2009 wird die Versicherungspflicht
auch auf die potenziellen Versicherten der Privaten Kranken-
versicherung (PKV) ausgedehnt, etwa Selbstständige und Be-
amte. Im Gegenzug müssen die Versicherer Barrieren abbau-
en, die es erschweren, Versicherungsschutz zu bekommen oder
zu behalten. Die Kassen der GKV können nun beispielsweise
den Vertrag mit säumigen Zahlern nur noch sehr schwer kün-
digen. Auch die Privatversicherungen müssen ihre – generell
höheren – Zugangshürden zum Teil absenken. Sie sind ver-
pflichtet, Versicherungswilligen einen Basistarif anzubieten,

für den Höchstbeiträge festgesetzt und Risikozuschläge aus-
geschlossen sind.

Schwieriger Zielkonflikt. In ihrer Zwischenbilanz sprechen
Greß, Walendzik und Wasem von einem „Teilerfolg“ der Ver-
sicherungspflicht: „Mehr als die Hälfte der im ersten Quar-
tal 2007 nicht versicherten Personen hat bis September 2008
wieder Versicherungsschutz erhalten.“ Dass bei den Forschern
trotz solcher Fortschritte eine gewisse Zurückhaltung mit-
schwingt, hat zwei unterschiedliche Gründe. Die Wissen-
schaftler beschreiben sie als Teile eines schwer zu lösenden
Zielkonflikts „zwischen möglichst barrierefreiem Kranken-

versicherungsschutz und dem Schutz der
Versichertengemeinschaft vor Miss-
brauch“. Denn einerseits werden nach
wie vor potenzielle Versicherte abge-
schreckt: Etwa durch Nachzahlungen,
die nach einem verspäteten Eintritt in die
GKV fällig werden – rückwirkend zum
Beginn der Versicherungspflicht am 1.
April 2007 – vor allem aber durch rela-
tiv hohe Prämien und Karenzzeiten in
der PKV. Davon betroffen sei gerade „ei-
ne zentrale Risikogruppe für Nichtver-
sicherte, nämlich die so genannten klei-
nen Selbstständigen ohne vormaligen 
gesetzlichen Krankenversicherungs-
schutz“, betonen die Forscher. Anderer-
seits melden die gesetzlichen Kranken-
kassen bereits Beitragausfälle in Millio-
nenhöhe durch säumige Neu-Versicher-
te. Weil ein Aufnahmeanspruch besteht

und Kündigungen wegen Beitragsrückständen kaum möglich
sind, werden „individuelle Optimierungskalküle“ auf Kosten
der Versichertengemeinschaft attraktiver: So könnten man-
che Nichtversicherte erst dann Versicherungsschutz suchen,
wenn sie gesundheitliche Beschwerden haben – oder freiwil-
lig Versicherte die Beitragszahlungen einstellen, wenn es fi-
nanziell eng wird.

Zwiespältige Erfahrungen aus dem Ausland. In den Nie-
derlanden und der Schweiz gilt die Versicherungspflicht
schon länger. Auch dort hat die an sich sinnvolle Reform Ne-
benwirkungen offenbart, zeigen die Forscher. In den Nieder-
landen wurde die Einhaltung der Anfang 2006 eingeführten
Versicherungspflicht zunächst nicht überprüft – so wenig wie
derzeit in Deutschland. Im Jahr 2007 stagnierte die Zahl der
Nichtversicherten, während die der säumigen Versicherten
deutlich wuchs. Dabei spielte nach Analyse von Greß, Wa-
lendzik und Wasem noch ein weiterer Faktor eine Rolle: Seit
der Gesundheitsreform 2006 müssen die niederländischen
Versicherten die Hälfte ihrer Beiträge in Form einer einkom-
mensunabhängigen Pauschalprämie bezahlen – zuvor waren
es lediglich 20 Prozent. „Durch die Ausweitung des einkom-
mensunabhängigen Beitragsanteils scheinen – trotz paralleler
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Einführung eines steuerfinanzierten Zuschusses – insbeson-
dere Personen mit niedrigem Einkommen finanziell überfor-
dert zu werden“, schreiben die Gesundheitsökonomen. 

In der Schweiz wird die seit 1996 geltende Versicherungs-
pflicht streng überprüft. Gemeinden gleichen  Melderegister
und Daten der Krankenkasse ab, Versicherungsunwillige
können zwangsweise versichert werden. Formaljuristisch
gibt es daher keine Eidgenossen ohne Versicherungsschutz.
Doch tatsächlich ist das Problem auch in der Schweiz eher
verschoben als vollständig gelöst: Eine wachsende Zahl von
Versicherten unterliegt der so genannten „Leistungssistie-
rung“: Weil sie mit ihren Beiträgen im Rückstand sind, ha-
ben sie keinerlei Anspruch auf Versicherungsleistungen, ein
Zwangsvollstreckungsverfahren läuft. Erst wenn darin offi-
ziell festgestellt wird, dass die säumigen Versicherten zah-
lungsunfähig sind, springt der Staat bei den Versicherungs-
prämien ein. Bis dahin können 8 bis 24 Monate vergehen.

Auf Basis der Erfahrungen im In- und Ausland sehen die
Gesundheitsökonomen aus Essen und Fulda zwei zentrale
Ansatzpunkte, um die Versicherungspflicht in Deutschland
effektiver zu machen: 
� Weiterer Abbau von Barrieren. So sollte in der GKV auf die

Nachforderung rückständiger Beiträge seit Beginn der Ver-
sicherungspflicht verzichtet werden. In der PKV befürwor-
ten die Wissenschaftler für den Basistarif ein gesetzliches
Verbot von Wartezeiten, bis der Versicherungsschutz gilt. 

� Konsequente Überwachung der Versicherungspflicht, et-
wa durch einen Abgleich von Meldedaten und Versicher-
tenlisten. Als ultima ratio müsse die kontrollierende Be-
hörde die Möglichkeit zur Zwangsversicherung haben.

Auch säumige Versicherte müssen nach Analyse der Wissen-
schaftler mit Sanktionen rechnen. Diese dürften aber nicht
dazu führen, dass der Versicherungsschutz komplett verloren
geht. Die nach dem Gesundheitsreformgesetz der Großen
Koalition bereits geltende Regelung sehen die Forscher als
„sachgerechten Kompromiss“: Das Gesetz sieht vor, dass bei
fortlaufendem Beitragsverzug das Versicherungsverhältnis
ruht, Patienten mit akuten Schmerzen oder in Notfällen aber
auf Kassenkosten behandelt werden.   �

Quelle: Statistics Netherlands 2008 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008 
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Finanzpolitik

Eine koordinierte europäische

Initiative zur Unterstützung der

Konjunktur ist nach Analyse des

IMK-Finanzexperten Achim

Truger und des Berliner Fi-

nanzwissenschaftlers Dieter

Vesper der richtige Weg: Durch

ein entschlossenes fiskalpoli-

tisches Gegensteuern aller EU-

Staaten könne die Effektivi-

tät nationaler Konjunkturpro-

gramme deutlich gesteigert

werden – vorausgesetzt natür-

lich, Volumen und Struktur der

einzelnen Pakete stimmen. Die

bislang von der Bundesregie-

rung beschlossenen Maßnah-

men sind allerdings unzurei-

chend, so die Forscher.

Nach den Berechnungen der

beiden Ökonomen wendet der

Staat in den kommenden bei-

den Jahren rund 11 Milliarden

Euro für das Programm auf:

knapp 4 Milliarden 2009 und

gut 7 Milliarden 2010. „Viel zu

wenig, um spürbare Effekte

auf Wachstum und Beschäfti-

gung auszulösen“, so die Wis-

senschaftler.

Für weitgehend wirkungslos

halten sie zudem die Wieder-

einführung der beschleunig-

ten Abschreibung für Unter-

nehmensinvestitionen und die

befristete Kfz-Steuerbefreiung

für Neuwagen. Dagegen sehe

die Regierung 2009 und 2010

jeweils nur etwas mehr als ei-

ne Milliarde Euro zur Aufsto-

ckung öffentlicher Investitio-

nen vor, obwohl diese „kon-

junktur- und wachstumspoli-

tisch hoch effektiv“ wirkten.

Dabei ist für eine konjunktur-

gerechte Finanzpolitik genug

Spielraum vorhanden, so die

Autoren. Der kleine Über-

schuss der Haushalte in die-

sem Jahr wird 2009 zwar wie-

der von einem Defizit abgelöst.

Dieses bleibe aber weit unter

den Defizitgrenzen des eu-

ropäischen Stabilitäts- und

Wachstumspaktes.

Das IMK hält für 2009 ein

Wachstumspaket mit einem

Volumen von mindestens 25

Milliarden Euro oder einem

Prozent des BIP für nötig. Die

Ökonomen empfehlen eine

Kombination aus Maßnah-

men, die ohne große Sicker-

verluste bereits ab dem ersten

Halbjahr 2009 wirken könn-

ten. Um schnell den privaten

Konsum zu stützen, sollten An-

fang kommenden Jahres alle

Haushalte Barschecks erhal-

ten. Für eine Auszahlung von

etwa 125 Euro pro Person ver-

anschlagt das IMK rund 10 Mil-

liarden Euro. 

In der zweiten Jahreshälfte

könnten dann die konjunktur-

stützenden Wirkungen ver-

mehrter öffentlicher Inves-

titionen greifen. Das IMK 

empfiehlt kurzfristig zusätzli-

che Investitionen von 10 bis 12

Milliarden Euro. Sie sollten

schwerpunktmäßig in die Bil-

dung fließen, und zwar so-

wohl in Ausbau und Sanierung

von Kindergärten, Schul- und

Hochschulgebäuden als auch

in zusätzliche Stellen für Er-

zieher, Lehrer und Hochschul-

lehrer. Auch sei es sinnvoll,

über das Konjunkturpro-

gramm hinaus die öffentli-

chen Investitionen dauerhaft

um 25 Milliarden Euro pro Jahr

zu erhöhen. 

Quelle: Achim Truger, Dieter Vesper:

Öffentliche Haushalte 2008/2009:

Spielräume für ein Konjunktur -

programm unzureichend genutzt, 

IMK Report Nr. 33 November 2008
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Konjunkturprogramm – aber richtig

Das Konjunkturpaket der Bundesregierung ist zu klein

und setzt falsche Schwerpunkte. Dabei gäbe es genug

Spielraum für ein angemessenes Programm.


